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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
(BGBl. II S. 753) den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu einer Ersten Durchführungsverord- 
nung zu den Artikeln 85 und 86 des EWG-Vertrages zur Kenntnis 
zu nehmen; 

II. der Bundestag ist der Ansicht, daß Artikel 85 des EWG-Vertrages 
ein Verbotsgesetz mit Erlaubnisvorbehalt (ist. Danach siind Ab- 
sprachen im Sinne von Artikel 85 Abs. 1 verboten, bis das Verbot 
durch eine Verwaltungsentscheidung nach Artikel 85 Abs. 3 für 
nicht anwiendbar erklärt worden ist. Der Bundestag begrüßt, daß 
Artikel 1 des Vorschlags der Kommission von dem gleichen 
Grundsatz ausgeht, und lehnt die Auffassung ab, daß Artikel 85 
Abs. 3 eine Legalausnahme enthalte, auf die sich die an einer 
Absprache Beteiligten jederzeit berufen könnten; 

III. die Bundesregierung zu bitten, in den Verhandlungen des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft darauf hinzuwirken, 
daß der Vorschlag der Kommission unter Berücksichtigung der 
folgenden Punkte abgeändert wird: 

1. Das in Artikel 4 des Vorschlags vorgesehene Verfahren, wo- 
nach eine neue Absprache vorläufig wirksam wird, wenn die 
Kommission nicht binnen sechs Monaten nach Eingang des 
Antrages Widerspruch erhoben hat, sollte auf diejenigen 
Arten von Absprachen beschränkt werden, die den Wett- 
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bewerb im Gemeinsamen Markt in der Regel weniger stark 
beeinträchtigen. Auf die übrigen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen sollte das in Artikel 1 des Entwurfs vorgesehene reine 
Erlaubniisverfahren Anwendung finden. Damit würde verhin- 
dert, daß auch die schwersten Wettbewerbsbeschränkungen 
ohne vorherige Erklärung nach Artikel 85 Abs. 3 wirksam 
werden können. Der Anwendungsbereich des Widerspruchs- 
verfahrens könnte nach den in Artikel 5 Abs. 3 des Kom- 
missionsvorschlags bezeichneten Kriterien abgegrenzt werden 
(Preisbindung der zweiten Hand, Lizenzverträge, Ausschließ- 
lichkeitsverträge und Vertriebsbindungen). 

2. Im deutschen Text des Artikels 4 Abs. 2 Buchstabe b des 
Kommissionsvorschlags sollte klargestellt werden, daß die 
Kommission Widerspruch erheben muß, wenn die zuständige 
Behörde eines Mitgliedstaates einen „mit Gründen ver- 
sehenen*' Antrag stellt. Damit soll verhindert werden, daß die 
Kommission die Erhebung des Widerspruchs von einer 
materiellen Prüfung des Antrags der Behörde abhängig macht, 
was durch die von der Kommission gewählte Fassung nicht 
ausgeschlossen wird. Eine solche Prüfung würde dem Zweck 
der Regelung zuwiderlaufen, wonach die Behörden der Mit- 
gliedstaaten als Ausgleich für die Übertragung der aus- 
schließlichen Entscheidungsbefugnis für Erklärungen nach 
Artikel 85 Abs. 3 an die Kommission die Möglichkeit erhalten 
sollen, den Eintritt der vorläufigen Wirksamkeit zu verhin- 
dern und dadurch eine Sachentscheidung der Kommission zu 
erzwingen. 

3. Auf die in Artikel 5 für bestimmte Arten von Altabsprachen 
vorgesehene Anzeigepflicht sollte verzichtet werden. Sie ist 
rechtlich bedenklich, insbesondere soweit sie auch Absprachen 
umfassen soll, die dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 nicht 
unterliegen, weil sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht zu beeinträchtigen geeignet sind. Es ist aber aus rechts- 
staatliichen Erwägungen auch zweifelhaft, ob die an einer Ab- 
isprache Beteiligten über die Anzeigepflicht überhaupt genötigt 
werden können, ihr eigenes nach Artikel 85 Abs. 1 verbotenes 
Verhalten zu offenbaren. Im übrigen erscheint die Anzeige- 
pflicht wenig zweckmäßig; sie dürfte kaum geeignet sein, der 
Kommission Kenntnisse zu verschaffen, die sie nicht bereits 
durch die Anträge nach Artikel 85 Abs. 3 erhält. 

4. Wenn die von der Kommission in Artikel 6 vorgeschlagene 
Übergangsregelung für alte Absprachen trotz rechtlicher und 
wettbewerbspolitischer Bedenken im Grundsatz beibehalten 
wird, sollten die Fristen für den Antrag auf Freistellung von 
dem Verbot und für die Entscheidung der Kommission derart 
abgekürzt werden, daß die Rechtslage für diese Absprachen 
möglichst bald abschließend geklärt wird. Die von der Kom- 
mission in Artikel 5 vorgeschlagene Unterscheidung nach dem 
Grad der Beeinträchtigung des Wettbewerbs 'sollte übernom- 
men werden, da bei den Arten von Absprachen, die den Wett- 
bewerb in der Regel stärker beeinträchtigen, eine schnellere 
Entscheidung geboten ist. Für solche Absprachen sollte die 
Antragsfrist auf sechs Monate nach Inkrafttreten der Ver- 
ordnung, die Frist für die Entscheidung der Kommisision auf 
ein Jahr nach Eingang des Antrags beschränkt werden. Für 
die anderen, weniger schweren Fälle erscheinen eine Antrags- 
frist von einem Jahr und eine Entscheidungsfrist von drei 
Jahren angemessen. 

5. Artikel 7 Abs. 2 des Kommissionsvorschlags sollte dahin ge- 
ändert werden, daß die Kommission bei Absprachen, die 
nicht unter die Ubergangsregelung des Artikels 6 fallen, auch 
noch nach Antragstellung feststellen kann, daß eine solche 
Absprache unter Artikel 85 Abs. 1 fällt. Die von der Kom- 
mission vorgeschlagene Fassung (Artikel 7 Abs. 2 in Verbdn- 


2 



Deutsdxer Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2890 


düng mit Absatz 1), wonach eine solche Feststellung nur zu- 
lässig ist, solange kein Antrag nach Artikel 85 Abs. 3 gestellt 
ist, hat zur Folge, daß die an einer Absprache beteiligten Maß- 
nahmen der Kommisisiion wegen Verstoßes gegen Artikel 85 
Abs. 1 jederzeit durch einen Antrag blockieren können. Die 
Änderung würde der Kommission die Möglichkeit geben, 
durch Maßnahmen nach Artikel 8 zu verhindern, daß edne ver- 
botene Absprache praktiziert wird, bevor die Kommiission das 
Verbot durch eine Erklärung nach Artikel 85 Abs. 3 für nicht 
anwendbar erklärt hat (bzw. die Widerspruchsfrist abgelaufen 
ist). Die Kommisisiion bedarf dieser EingriffsmögMchkeit ins- 
besondere dann, wenn eine Absprache zwar unzweifelhaft 
den Tatbestand des Artikels 85 Abs. 1 erfüllt, das Varliegen 
der Voraussetzungen des Artikels 85 Abs. 3 aber einer ein- 
gehenden Prüfung bedarf. 

6. In Artikel 15 des Vorschlags sollte die in das bloße Ermes- 
sen der Kommission gestellte Anhörung der von einer Ab- 
sprache Betroffenen durch eine entsprechende Verpflichtung 
der Kommission ersetzt werden. Eine solche Anhörungspfldcht 
ist aus rechtsstaatlichen und kartellpolitischen Gründen un- 
erläßlich. Sie würde die Arbeit der Kommission nicht etwa 
erschweren, sondern eine sachgerechte Entscheidung über- 
haupt erst ermöglichen, da der Kommission sonst in diesen 
Fällen schädliche Wirkungen einer Absprache unbekannt blei- 
ben würden. Allerdings kann die Anhörungspflicht ihre volle 
Wirkung nur entfalten, wenn die Anträge nach Artikel 85 
Abs. 3 veröffentlicht werden, weil der Kreis der von einer 
Absprache Betroffenen sich nsicht immer klar übersehen läßt 
(vgl. 7.). 

7. Zu Artikel 17 des Vorschlags sollte vorgesehen werden, daß 
die Kommission sämtliche Anträge nach Artikel 85 Abs. 3 
und Sachentscheidungen zu veröffentlichen hat. Die im Vor- 
schlag vorgesehene, in das Ermessen der Kommission ge- 
stellte Veröffentlichung bestimmter Entscheidungen ist völlig 
unzulänglich. Dabei wird übersehen, daß die Publizität nicht 
nur der Information der Wirtschaft und der Öffentlichkeit 
über die Auslegung der gesetzlichen Vorschriften dient, son- 
dern auch in mehrfacher Hinsicht der Kartellierung entgegen- 
wirkt. Sie hält viele Unternehmen davon ab, wettbewerbs- 
beschränkende Absprachen zu treffen und mobiLisiert Gegen- 
kräfte. Bei der Durchführung der Artikel 85 und 86 sollte auf 
dieses Mittel der Kartellpolitik, das sich im Bereich des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen bewährt hat, nicht 
verzichtet werden. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Der Wirtschaftsausschuß 

Schmücker Kurlbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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